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Editorial/Politik

Mit Erscheinen der aktuellen Ausgabe der ULA Nach-
richten sind die durch die Wahlen zum Europäischen Par-
lament und die Neubesetzung der Europäischen Kom-
mission unterbrochenen Verhandlungen in Brüssel und 
Washington über ein umfassendes Freihandelsabkom-
men (TTIP) wieder mitten im Gange. Es dürfte keinen 
Zweifel geben, dass der Abbau von nach wie vor beste-
henden Handelsbarrieren und die Reduzierung von Bü-
rokratie bei Import und Export sich positiv auf die deut-
sche Wirtschaft auswirken werden.  

Das sichert Arbeitsplätze und Wohlstand auf beiden Sei-
ten des Atlantiks. Dennoch kommt bei der Bewertung des bisherigen Verhand-
lungsverlaufs ein gewisses Unbehagen auf. Bestätigt wird dieses Gefühl durch die 
Ergebnisse der jüngsten Manager-Monitor-Umfrage. Woran liegt es, dass trotz der 
grundsätzlichen Zustimmung zu einem Freihandelsabkommen mit den USA bei 
TTIP Zweifel und Sorgen bestehen, ob die Vorteile nicht durch zu gewichtige Nach-
teile erkauft werden? 

Zunächst ist das eine Frage transparenter Kommunikation. Nicht zuletzt Führungs-
kräfte wissen aus eigener Erfahrung: Das Verständnis wirtschaftlicher und sozia-
ler Zusammenhänge funktioniert in den USA ganz anders als in Europa. Daher 
sollte über den Fortgang der Verhandlungen öffentlich informiert werden, damit 
sich alle Bevölkerungskreise inhaltlich mitgenommen fühlen. Dann könnte auch 
auf polemische Zuspitzungen wie das berühmte „Chlorhühnchen“ verzichtet wer-
den. Es ist inzwischen zum traurigen Symbol des Zweifels geworden, aber auch 
zum Symbol der Ablenkung von wirklich relevanten Fragen. 

Sehr viele Führungskräfte teilen die Sorge, dass der geplante Investitionsschutz 
für große Unternehmen durch die Hintertür Schutzbestimmungen und soziale Er-
rungenschaften aushebelt, auf die Europa zu Recht stolz ist. Für die ULA ist klar: 
Auch in Zukunft vermag der demokratische Staat die Rechtsordnung in jeder Hin-
sicht gegenüber multinationalen Großunternehmen durchzusetzen. TTIP wird dies 
am Ende nicht gefährden, aber mehr Informationen wären wünschenswert. Die 
TTIP-Verhandlungen können durchaus noch zu einem ausgewogenen Abkommen 
zwischen USA und Europa führen. Dies wird aber nur gelingen, wenn von den Ver-
handlungspartnern besser kommuniziert wird und berechtigte Zweifel aufgenom-
men werden. Überängstlichkeit und Verzagtheit sind jedoch fehl am Platz: In der 
gegenwärtigen Krise darf Europa nicht die Chance verspielen, eine Belebung der 
Wirtschaft durch das Freihandelsabkommen TTIP zu fördern.

Herzlichst 

Dr. Roland Leroux

Foto: ULA

TTIP im Visier
Kommentar Dr. Roland Leroux, ULA-Präsident

Notizen aus Berlin

Die Debatte um die sogenannte Tarifein-
heit hat durch ein Gutachten des ehema-
ligen Richters am Bundesverfassungsge-
richt Udo di Fabio neue Nahrung bekom-
men. In der Öffentlichkeit wird es als 
Dämpfer für die seit einiger Zeit beste-
henden Pläne der Großen Koalition 
wahrgenommen, den vom Bundesar-
beitsgericht im Jahr 2010 verworfenen 
Rechtsgrundsatz „Ein Betrieb, ein Tarif-
vertrag“ gesetzlich abzusichern. 

Unter dem Blickwinkel der gemäß Arti-
kel 9 Absatz 3 Grundgesetz verfassungs-
rechtlich garantierten Koalitionsfreiheit 
hält Udo Di Fabio eine weitreichende 
Einschränkung der derzeit bereits exis-
tierenden Tarifpluralität weder für mög-
lich noch für erforderlich. 

Parallel dazu wächst offenbar auch bei 
einigen großen DGB-Gewerkschaften 
die Befürchtung, dass die geplanten 
„f lankierenden Regelungen“, die laut 
dem schwarz-roten Koalitionsvertrag ei-
ne Verfassungskonformität sicherstellen 
sollen, das Streikrecht einschränken 
könnten. Dessen ungeachtet hält Arbeits-
ministerin Andrea Nahles am Vorhaben 
der Regierung fest. Demnach könnte ein 
ausformulierter Gesetzentwurf noch im 
Herbst dieses Jahres vorliegen.

Quote gilt nicht für Leitende

Auch der Gesetzentwurf über eine Frau-
enquote in börsennotierten Unternehmen 
in Deutschland wurde überarbeitet. Die 
Verpflichtung von Kapitalgesellschaften, 
mindestens eine Person des unterreprä-
sentierten Geschlechts in den Vorstand 
aufzunehmen, wurde gestrichen. Unver-
ändert blieben hingegen die Pläne für den 
Aufsichtsrat. Bliebe es dabei, würde die 
geplante 30-Prozent-Quote den Vertreter 
der leitenden Angestellten nicht mit um-
fassen. 

Dämpfer für 
Tarifeinheit
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Umfrage zum Freihandelsabkommen TTIP

Freihandel braucht Transparenz

Aus politischer Sicht kritisieren die Füh-
rungskräfte insbesondere die mangelnde 
Transparenz der Verhandlungen. Dies er-
gibt sich aus einer aktuellen Umfrage, die 
vom Führungskräfteverband ULA über das 
Umfragepanel „Manager Monitor“ durch-
geführt wurde. 91 Prozent der Umfrageteil-
nehmer stimmen der These zu, dass die 
„Verhandlungen transparenter geführt wer-
den sollten, damit sich Abgeordnete und die 
Öffentlichkeit ein besseres Bild über die 
Details machen können“. 

Investitionsschutzklauseln werden zwar 

von immerhin 43 Prozent der Befragten als 
grundsätzlich sinnvolles Instrument zur Er-
höhung der Investitionsbereitschaft auslän-
discher Unternehmen angesehen. Gleich-
zeitig sind aber 58 Prozent der Befragten 
der Auffassung, derartige Vertragsbestim-
mungen könnten erhaltenswerte Vorschrif-
ten in den Bereichen Soziales, Arbeit und 
Verbraucherschutz unkalkulierbaren Risi-
ken aussetzen. 

Die Antworten auf die Frage, welche 
Branchen von einem Abbau von Handels-
hemmnissen besonders profitieren könn-

ten, fallen differenziert aus: Zwei Drittel 
der Befragten erwarten für den Maschi-
nen- und Anlagenbau sowie für den Au-
tomobilbau sehr oder eher positive Aus-
wirkungen. Demgegenüber beläuft sich 
dieser Wert für den Chemiebereich nur 
noch auf knapp über 50 Prozent. Keine 
nennenswerten Auswirkungen erwarten 
in diesen drei Branchen rund 20 Prozent 
und jeweils weniger als 25 Prozent stark 
oder eher negative Auswirkungen. Bezo-
gen auf andere Branchen ist die Skepsis 
hingegen ausgeprägter: Nachteilige Ef-
fekte befürchten etwa im Gesundheitswe-

Freier Handel – volle Fahrt voraus? Mitnichten. 
In der öffentlichen Debatte verbreitete Zweifel 
am Freihandelsabkommen TTIP sind auch 
unter Führungskräften der privaten Wirtschaft 
noch nicht ausgeräumt. Foto: Statz – VAA

Seit Monaten setzen sich Deutschlands Industrieunternehmen mit Nachdruck für einen erfolgreichen Abschluss der 
Verhandlungen über ein Transatlantisches Freihandelsabkommen (TTIP) ein. Doch bei ihren eigenen Führungskräften 
und hoch qualifizierten Angestellten müssen sie offenbar noch Überzeugungsarbeit leisten.
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Manager Monitor

sen 43 Prozent, bei Finanzdienstleistern 
49 Prozent und im Bereich Lebensmittel, 
landwirtschaftliche Produkte sogar 61 
Prozent der Befragten.

Zweifel an Schutzvorschriften

Eine zentrale Prämisse der TTIP-Befürwor-
ter wird von vielen Befragten ebenfalls an-
gezweifelt: die These von einer weitgehen-
den Gleichwertigkeit regulatorischer Stan-
dards, insbesondere beim Verbraucher-

schutz. Während bei Arzneimitteln, Auto-
mobilen und sonstigen Konsumgütern noch 
wenigstens die Hälfte der Umfrageteilneh-
mer die Meinung vertritt, die regulatori-
schen Standards in den USA seien gegen-
über den europäischen weitgehend gleich-
wertig oder sogar höher, überwiegt in an-
deren Bereichen die Skepsis an der Wirk-
samkeit der jenseits des Atlantiks geltenden 
Schutzvorschriften. Besonders ausgeprägt 
ist dies der Fall bei Lebensmitteln und land-
wirtschaftlichen Produkten (76 Prozent) so-

wie bei Finanzdienstleistungen (59 Prozent) 
und Chemieprodukten (47 Prozent). 

Interessanterweise sind sich die Befrag-
ten – im Vergleich zu den mutmaßlichen 
Auswirkungen auf die Unternehmen – 
eher unsicher darüber, welche Effekte ein 
TTIP-Abkommen für sie als Privatperso-
nen und Verbraucher haben könnte. Die 
Antwortkategorie „neutral“ nimmt bei 
den Antworten zu fast allen abgefragten 
Branchen und Produktgruppen ein we-
sentlich größeres Gewicht ein. Führungs-
kräfte sorgen sich also möglicherweise 
stärker um die Zukunft ihrer Unterneh-
men als um eigene potenzielle Nachteile 
im privaten Lebensumfeld.

Wie groß unter dem Strich die Skepsis je-
doch weiterhin ist, offenbaren die Antwor-
ten auf die abschließende Frage. So wären 
bei einer Verabschiedung des TTIP-Ab-
kommens mit Bestimmungen zum Investo-
renschutz fast die Hälfte der Befragten (48 
Prozent) der Auffassung, die Risiken des 
Abkommens überwögen die Chancen. 18 
Prozent sehen neutrale Auswirkungen und 
34 Prozent mehr Chancen als Risiken. 

Selbst im Falle eines TTIP-Abkommens, bei 
dem das strittige Thema Investorenschutz aus-
geklammert bliebe, erwarten immer noch rund 
40 Prozent mehr Risiken als Chancen, 28 Pro-
zent einen neutralen Effekt und 31 Prozent 
mehr Chancen als Risiken. 

Seit Juli 2013 verhandeln Vertreter der Europäischen Union 
und der USA – weitgehend unter Ausschluss der Öffentlich-
keit – über das geplante Freihandelsabkommen „Transatlan-
tic Trade and Investment Partnership – TTIP“. Die bis heu-
te verbliebenen, handelshemmend wirkenden Zölle spielen 
dabei nur eine untergeordnete Rolle. Im Vordergrund steht 
vielmehr der Abbau so genannter nicht tarifärer Handelsbe-
schränkungen, also etwa von Vorschriften über Produktsi-
cherheit, Zulassungsverfahren oder andere Verbraucher-
schutzvorschriften. Es geht also in den Verhandlungsrunden 
schwerpunktmäßig um die Frage, für welche Produkte, Pro-
duktgruppen und Dienstleistungen die jeweiligen Vorschrif-
ten wechselseitig anerkannt werden können, wodurch den 
Anbietern ein unmittelbarer Zugang auf die jeweiligen Märk-
te ohne gesonderte Prüfungen oder vorherige Produktmodi-
fikationen ermöglicht würde. 

Ein besonders umstrittener Punkt sind die sogenannten Inves-
titionsschutzklauseln. Sie sollen laut dem offiziellen Verhand-
lungsmandat der Europäischen Kommission sicherstellen, dass 
alle ausländischen Investoren gegenüber inländischen Unter-
nehmen rechtlich gleichgestellt werden („Inländerbehandlung“ 
und „Meistbegünstigung“). „Unverhältnismäßige, willkürli-
che oder diskriminierende Maßnahmen“ sollen außerdem ver-
boten und Schutz vor direkter und indirekter Enteignung ge-
boten werden. Ansprüche aus derartigen Klauseln könnten 
von Investoren unter Umgehung der ordentlichen Gerichtsbar-
keit vor privaten Schiedsgerichten durchgesetzt werden. Kri-
tiker halten derartige Einrichtungen im Verhältnis zwischen 
gefestigten Rechtsstaaten für überflüssig und zweifeln an der 
Unparteilichkeit der Schiedsgerichte. Eine offizielle Einigung 
hierzu steht noch aus. Auch die Bundesregierung beurteilt In-
vestitionsschutzklauseln bislang zurückhaltend.

Freihandelsabkommen TTIP: Verhandlungsverlauf und Problemfelder

Investitionsschutzklauseln und private 
Schiedsgerichte sind grundsätzlich  
sinnvolle Instrumente zur Erhöhung  
der Investitionsbereitschaft  
ausländischer Unternehmen.

TTIP ist eine große Chance für eine 
exportorientierte Wirtschaft  
wie die deutsche.

Investitionsschutzklauseln und private 
Schiedsgerichte setzen erhaltenswerte 
Vorschriften in den Bereichen Soziales, 
Arbeit und Verbraucherschutz  
unkalkulierbaren Risiken aus.

Die Verhandlungen sollten transparenter 
geführt werden, damit sich Abgeordnete 
und die Öffentlichkeit ein besseres Bild 
über die Details machen können.
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Altersvorsorge

Rente: Flexibilität beim 
Übergang nötig

Rentenreform

Mehr Flexibilität beim Übergang in die Rente und eine nachhaltige Stärkung der betrieblichen Altersversorgung: 
Dies sind die zentralen Wünsche der ULA an die Bundesregierung bei den Vorbereitungen ihres zweiten Rentenpakets.

Dafür hat der Führungskräfteverband ein 
Thesenpapier vorgelegt und den Dialog mit 
Politikern aus der zuständigen Koalitionsar-
beitsgruppe aufgenommen. Es gibt einige 
Änderungen, die aus Sicht der Führungs-
kräfte besonders dringlich sind. Für die Ver-
wirklichung einer „Flexi-Rente“ hat die Bun-
desregierung im Zuge des ersten Rentenpa-
kets eine vielversprechende Grundlage ge-
legt – zusammen mit umstrittenen Elemen-
ten wie den höheren „Mütterrenten“ und der 
abschlagsfreien Altersrente ab 63 nach 45 
Beitragsjahren. Arbeitsverträge, die auf das 
Erreichen der Regelaltersgrenze befristet 
wurden, können künftig vor Erreichen der 
Grenze einvernehmlich verlängert werden, 
wenn gewünscht auch mehrfach. Als neu zu 
schaffende Ergänzung dieser Regelung for-
dert die ULA unter anderem:
■	 höhere Hinzuverdienstgrenzen für 	
die Bezieher einer vorgezogenen Alters-
rente,
■	 mehr Flexibilität bei vorgezogenen 

klares Bekenntnis zur Betriebsrente 
überfällig. Damit würde die Koalition 
auch ihre Zusage aus dem Koalitionsver-
trag einlösen, die Verbreitung der be-
trieblichen Altersversorgung zu stärken. 
Insbesondere in großen Unternehmen 
verfügen fast alle Führungskräfte über 
Betriebsrentenzusagen. In kleineren Un-
ternehmen sowie bei Arbeitnehmern mit 
mittleren bis geringen Einkommen ist die 
Verbreitung dagegen geringer. Die vor 
rund zehn Jahren eingeführten steuerli-
chen Anreize haben offenbar nicht flä-
chendeckend gewirkt. Der ULA er-
scheint daher eine Opt-out-Regelung als 
eine grundsätzlich sinnvolle Idee. Dabei 
würde ein Teil des Gehalts von Arbeit-
nehmern im Wege der Entgeltumwand-
lung automatisiert für die betriebliche 
Altersversorgung verwendet, es sei denn 
der Arbeitnehmer legt Widerspruch ein.

Im Steuerrecht der betrieblichen Alters-
versorgung besteht ebenfalls deutlicher 
Reformbedarf: So muss bei arbeitgeberfi-
nanzierten Varianten sichergestellt wer-
den, dass der finanzielle Aufwand in der 
Dotierungsphase durchgängig steuerlich 
berücksichtigt wird. Zugunsten der Ar-
beitnehmer sollten jahresbezogene Freibe-
träge für die Entgeltumwandlung flexibi-
lisiert und über mehrere Jahre nutzbar ge-
macht werden. Die ULA spricht sich au-
ßerdem dafür aus, die Vorgaben der jüngst 
verabschiedeten EU-Mobilitätsrichtlinie 
zügig umzusetzen. Die Richtlinie sieht un-
ter anderem die Verkürzung von Warte-
fristen und erweiterte Auskunftsansprü-
che von Arbeitnehmern vor. Das vollstän-
dige Thesenpapier wurde unter www.ula.
de/stellungnahmen veröffentlicht. 

Beweglich bleiben: Nicht nur für die Kräftigung der Gesundheit im Alter ist Flexibilität 
gefragt, sondern auch bei Übergangsregelungen in den Ruhestand. Foto: apops – Fotolia

Teilrenten, die derzeit nur in Höhe von ei-
nem Drittel, der Hälfte oder zwei Dritteln 
einer Vollrente in Anspruch genommen 
werden können,
■	 und eine erleichterte Möglichkeit, 
Langzeitkonten („Wertguthaben“) für die 
betriebliche Altersversorgung zu ver-
wenden, insbesondere wenn sich Be-
schäftige gegen Ende ihres Berufslebens 
gegen eine rentennahe Freistellung und 
für eine Weiterarbeit entscheiden.

Durchgreifende Änderungen im Arbeits-
recht sind nicht erforderlich. Vorschläge wie 
einen einfach durchzusetzenden Rechtsan-
spruch auf rentennahe Teilzeit lehnt die ULA 
ebenso ab wie die Erleichterung sachgrund-
loser Befristungen mit älteren Arbeitneh-
mern sowie die Schaffung eines neuen sach-
lichen Befristungsgrundes für Personen, die 
bereits eine Altersrente beziehen. 

Neben der Schaffung der Flexi-
Rente fordern die Führungskräf-
te eine nachhaltige Stärkung der 
Betriebsrente. Diese wurde aus 

der Rentenreform komplett ausge-
klammert. Nach den teils massiven 
Leistungsverbesserungen im Be-
reich der gesetzlichen Rente ist ein 
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 Arbeit

Hilft Gesetz gegen Stress?
Arbeitsschutz

Immer mehr Arbeitnehmer leiden 
unter stressbedingten psychischen 
Erkrankungen. Dagegen soll nach 
Wunsch von SPD und DGB gesetzlich 
vorgegangen werden. Nun debattiert 
die Koalition über eine „Anti-Stress-
Verordnung“.

Seit 2000 hat die Fallhäufigkeit psychisch 
bedingter Arbeitsunfähigkeit laut Kranken-
kassen um über 40 Prozent zugenommen, 
die Zahl der Fehltage um 66 Prozent. Auch 
die Dauer der Fehlzeiten ist mit 24 Tagen 
sehr lang. Befürworter einer „Anti-Stress-
Verordnung“ wollen dem gesetzgeberisch 
entgegenwirken. Auf den ersten Blick sind 
die rechtlichen Regelungen zum Arbeits-
schutz außerordentlich vielschichtig: Geset-
ze wie das Arbeitsschutz- und Arbeitssi-
cherheitsgesetz werden durch eine Vielzahl 
von Verordnungen ergänzt, wie etwa die 
Arbeitsstätten-, Bildschirmarbeits-, oder 
Betriebssicherheitsverordnung. Hinzu kom-
men Regelungen über den Umgang mit Ge-
fahrstoffen und Unfallverhütungsvorschrif-
ten der Berufsgenossenschaften.

Die Verpflichtung des Arbeitgebers, psy-
chische Gefährdungen für den Arbeitneh-
mer zu vermeiden, ergibt sich unter ande-
rem aus dem Arbeitsschutzgesetz. Explizit 
erwähnt ist dies im Gesetzestext erst seit 
Kurzem. Implizit galt diese Verpflichtung 
schon vorher als unumstritten. Auch in der 
von Gewerkschaften und Arbeitgebern 
entwickelten Deutschen Arbeitsschutzstra-
tegie spielen „arbeitsbedingte psychische 
Belastungen“ eine wichtige Rolle. Es gibt 
auch vermehrt konkrete Handreichungen, 
zum Beispiel für die Berücksichtigung 
psychischer Faktoren bei der Erstellung ge-
setzlich vorgeschriebener „Gefährdungs-
beurteilungen“. Trotz alledem sind die Be-
fürworter einer Anti-Stress-Verordnung 
der Auffassung, dass eine Schutzlücke be-
stehe, auch in Bezug auf die Verteilung der 
Arbeitszeit. Eine dauerhafte Erreichbarkeit 
per Handy oder Laptop sowie Arbeit bis in 
den späten Abend hinein und an Wochen-

enden werden als entscheidende „Krank-
macher“ identifiziert. Die Verordnung soll 
an diesen und anderen Stressoren ansetzen 
und könnte etwa konkretere Vorgaben für 
die Erreichbarkeit oder für einen Rechts-
anspruch auf Nichterreichbarkeit machen.

Zum Redaktionsschluss war das Ergebnis 
der Diskussion offen. Der Prüfauftrag im Ko-
alitionsvertrag ist derart vage formuliert, 
dass CDU und CSU wohl nicht zu einer Zu-
stimmung gezwungen werden können. Aus 
heutiger Sicht ist die ULA von der Notwen-
digkeit einer Anti-Stress-Verordnung nicht 
überzeugt. Zunächst sollten die Ergebnisse 
der im Koalitionsvertrag angekündigten wis-
senschaftlichen Prüfung abgewartet werden. 
Dann kann über den richtigen Maßnahme-

mix entschieden werden. Vorrang vor neuen 
Gesetzen sollte die bessere Umsetzung vor-
handener Vorschriften haben. Auch der Bei-
trag von Betriebsräten und Sprecheraus-
schüssen, die vor Ort maßgeschneiderte Lö-
sungen zur Stressvermeidung entwickeln 
können, darf nicht unterschätzt werden. 

Die Ursachen von Stress sind vielschichtig 
und sowohl innerhalb als auch außerhalb des 
Betriebs angesiedelt. Eine Aufhebung der 
räumlichen und zeitlichen Grenzen zwischen 
Arbeit und Privatleben wird von Arbeitneh-
mern nicht nur als bedrohlich, sondern ver-
mehrt auch als Chance auf mehr Flexibilität 
wahrgenommen. Daher wäre eine schnelle 
Festlegung auf einen gesetzgeberischen Akt 
verfrüht und wenig hilfreich. 

Ständig erreichbar? Stress ist garantiert! Die Dauererreichbarkeit der Arbeitnehmer über 
mobile Geräte gilt als eine der maßgeblichen Ursachen für eine Zunahme psychischer 
Erkrankungen. Foto: Alliance – Fotolia
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Steuern

Neues Reformkonzept

Kalte Progression 
weiter unter Feuer
Die Abschaffung der kalten Progression bleibt auf der politischen Tagesordnung. Einen neuen Impuls lieferte in den 
Sommermonaten der Bund der Steuerzahler, der einen ausformulierten Gesetzentwurf vorlegte.

Dem Vorschlag des Steuerzahlerbundes 
zufolge sollen die Schwellenwerte im Pro-
gressionsverlauf jährlich angepasst wer-
den, und zwar anhand der von der Bundes-
regierung im Rahmen der Herbstprognose 
veröffentlichten Veränderungsrate des Ver-
braucherpreisindexes im Vorjahr. Die Be-
sonderheit des von der ULA begrüßten 
Vorschlags: Im Rahmen eines neuen „Ta-
rifs auf Rädern“, so die Bezeichnung durch 
den Bund der Steuerzahler, sollen auch die 
seit 2010 aufgelaufenen Effekte der kalten 
Progression rückwirkend korrigiert wer-
den. In Übereinstimmung mit ihrem Mit-
gliedsverband VAA favorisiert die ULA ei-
ne ähnliche Variante: eine an die allgemei-
ne Einkommensentwicklung gekoppelte 
Dynamisierung, also an die Entwicklung 
der sozialrechtlichen Bezugsgröße.

Die Kostenfrage beantwortet der Bund der 
Steuerzahler in transparenter und nachvoll-
ziehbarer Weise: Für das Jahr 2015 ermittelt 
er Ausfälle in Höhe von 3,4 Milliarden Euro 
für den Bund und 4,1 Milliarden für Länder 
und Kommunen. In den Folgejahren würden 
die Ausfälle weiter zunehmen, auf insgesamt 
17 Milliarden Euro im Jahr 2018. Zum Ver-
gleich: Die Gesamteinnahmen des Bundes 
beliefen sich 2013 auf 335 Milliarden Euro, 
die von Ländern und Gemeinden auf zusam-
men 535 Milliarden. Grob gerechnet belau-
fen sich die Einnahmeausfälle damit anfangs 
auf rund ein Prozent des derzeitigen Steuer-
aufkommens. 

Bei seinen Berechnungen geht der Bund 
der Steuerzahler davon aus, dass auch oh-
ne die kalte Progression das Steuerauf-
kommen wachstumsbedingt Jahr für Jahr 
zunehmen wird, nur eben mit geringerer 

Rate. Das von Finanzpolitikern oft vorge-
brachte Argument, eine Abschaffung der 
kalten Progression sei schlicht unfinan-
zierbar, erscheint vor diesem Hintergrund 
nur wenig glaubhaft. 

Solidaritätszuschlag abschaffen?

Neben der kalten Progression haben Koali-
tionspolitiker in den Sommermonaten auch 
über eine Abschaffung des Solidaritätszu-
schlags diskutiert. Bundesfinanzminister 
Wolfgang Schäuble brachte dabei eine auf-
kommensneutrale Variante ins Spiel, bei 
welcher der derzeitige Zuschlag faktisch in 
den Steuertarif integriert würde. Auf den 
ersten Blick erscheint dies für den Steuer-
zahler wenig verlockend: Eine derartige Re-
form würde zwar einen kleinen Beitrag zur 
Steuervereinfachung leisten, die von vielen 
erhoffte Steuersenkung bliebe aber aus. 

Politisch lässt sich eine solche Vorgehens-
weise aber durchaus sinnvoll begründen. 
Einerseits will die Bundesregierung am 
Kurs der Konsolidierung der öffentlichen 

Haushalte festhalten. Andererseits hat sie 
zuletzt richtigerweise auch das Problem 
eines zunehmenden Investitionsstaus in 
den Bereichen Infrastruktur und Bildung 
ins Auge gefasst. Konsolidierung und 

mehr Investitionen lassen sich aber nur 
dann dauerhaft vereinbaren, wenn bei 
konsumtiven Ausgaben mehr Zurückhal-
tung geübt wird, auch im Bereich der So-
zialpolitik. 

Genau hier ist in den letzten Jahren aber oft 
das Gegenteil geschehen. Es wurden neue 
Leistungsansprüche geschaffen, etwa das 
Betreuungsgeld, und bestehende ausgebaut, 
zum Beispiel durch die jüngste Rentenre-
form. Aus Sicht der ULA muss sich die Bun-
desregierung daher intensiver darum bemü-
hen, die inneren Widersprüche zwischen ih-
rer Steuer-, Wirtschafts- und Sozialpolitik 
aufzulösen. Am grundsätzlichen Vorrang für 
Schuldenabbau und Konsolidierung sollte 
sich dabei nichts ändern, da nachhaltiges und 
dauerhaftes Wachstum nur auf Basis solider 
Finanzen erreichbar sein wird. 

Was vom Brutto übrig blieb: Progression frisst Lohnzuwachs. Foto: vege – Fotolia
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Soziales

Neue Schwellenwerte

Beitragsbelastung steigt

Da die Anpassung auf eingespielten gesetz-
lichen Vorschriften beruht, gilt die Zustim-
mung zur Verordnung schon jetzt als sicher. 
Im Einzelnen verändern sich ab 2015 die 
Beitragsbemessungsgrenzen, bis zu deren 
Höhe einkommensbezogene Beiträge erho-
ben werden, und die Versicherungspflicht-
grenze der gesetzlichen Kranken- und Pfle-
geversicherung (siehe Tabelle). 

Der stärkere Anstieg im Osten ist auf zwei 
Effekte zurückzuführen: Die Löhne und Ge-
hälter im sind dort 2013 stärker gestiegen als 
in den alten Bundesländern. Ein verstärken-
der Effekt ergibt sich durch Rundungsvor-
schriften: Die jährlichen Bemessungsgren-
zen der Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung müssen durch 600 teilbar sein. Im Vor-
jahr lag das rechnerische Ergebnis knapp un-
terhalb einer Rundungsschwelle, die nun 
überschritten wurde. Für Arbeitnehmer mit 
Einkommen in Höhe der Bemessungsgren-
ze der Rentenversicherung oder darüber stei-
gen zum 1. Januar 2015 die monatlichen Ab-
züge vom Bruttoeinkommen um rund 23 Eu-
ro im Westen und um 38 Euro im Osten. 

Der kontinuierliche Anstieg der Höchstbei-
träge zur Sozialversicherung wird in den Me-
dien immer wieder als „schleichende Bei-
tragserhöhung“ kritisiert – aus Sicht der ULA 
zu Unrecht. Solange nämlich das eigene Ein-
kommen mit der allgemeinen Einkommens-
entwicklung Schritt hält, bleibt die prozentu-
ale Belastung gleich. Hinzu kommt: Eine ge-
setzlich dauerhaft fixierte lohnbezogene In-
dexierung der Einkommensgrenzen schafft 
Berechenbarkeit. Sie wirkt dem Risiko poli-
tischer Diskussionen um das „richtige“ Maß 
an Einkommensumverteilung innerhalb und 
über die Sozialversicherung entgegen. 

Ein Teil des Beitragsanstiegs ist tatsäch-
lich auf einen Sonderfaktor zurückzu-
führen: Die Pflegeversicherungsbeiträge 

steigen ab 2015 um 0,3 Prozent auf 2,35 
Prozent für Versicherte mit Kindern und 
2,6 Prozent für Versicherte ohne Kinder 
ab dem Geburtsjahrgang 1940. Zusätzli-
che Änderungen können sich durch den 
Beitrag zur gesetzlichen Krankenversi-
cherung ergeben, dessen Höhe in der vor-
stehenden Rechnung mit dem aktuellen 
Wert von 15,5 Prozent angesetzt wurde. 

Ab Anfang nächsten Jahres werden die 
Krankenkassen jedoch wieder selbst über die 

Ab dem 1. Januar 2015 werden die Schwellenwerte im Beitragsrecht der gesetzlichen Sozialversicherung weiter ansteigen. Der 
Anstieg in den neuen Bundesländern fällt höher aus als in den alten. Dies ergibt sich aus dem Entwurf einer Rechtsverordnung, 
die noch vom Bundeskabinett beschlossen werden muss.

2015 West Ost

Monat Jahr Monat Jahr

Beitragsbemessungsgrenze (BBG)  
allgemeine Rentenversicherung

6.050 €
(+100 €)

72.600 €
5.200 €
(+200 €)

62.400 €

BBG Knappschaftliche RV
7.450 €
(+150 €)

89.400 €
6.350 €

(+ 200 €)
76.200 €

BBG Arbeitslosenversicherung
6.050 €
(+100 €)

72.600 €
5.200 €
(+200 €)

62.400 €

Versicherungspflichtgrenze Kranken- u. 
Pflegeversicherung

4.575 €
(+ 112,50 €)

54.900 €
4.575,00 €

(+ 112,50 €)
54.900 €

BBG Kranken- und Pflegeversicherung
4.125 €
(+75 €)

49.500 €
4.125,00 €

(+75 €)
49.500 €

Höhe des Beitragssatzes entscheiden können. 
Zwar bleibt es dabei, dass Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer sich den Beitrag bis zur Höhe 
von 14,6 Prozent hälftig teilen. Über die Hö-
he des zusätzlichen, vom Versicherten allein 
zu tragenden Beitragssatzes, der heute noch 
0,9 Prozent beträgt, müssen die Krankenkas-
sen aber jeweils individuell in Abhängigkeit 
von ihrer Finanzlage entscheiden. Experten 
erwarten eine spürbare Spreizung der Bei-
tragssätze: Es kann künftig zu Be- oder Ent-
lastungen kommen. 

Quelle: www.gbe-bund.de

Einnahmen in Mrd. Euro            Ausgaben in Mrd. Euro            Rücklagen in Mrd. Euro     
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Weiterbildung

Know-how vertiefen
Aktuelle Seminare

Präsenz in den Medien sorgt für die 

Wahrnehmung von Führungskräften in 

der Öffentlichkeit. Damit einher geht 

auch die Sensibilisierung der politi-

schen Entscheidungsträger für füh-

rungskräfterelevante Themen. Mit dem 

Umfragepanel „Manager Monitor“ ver-

fügen Deutschlands Führungskräfte 

über ein schlagkräftiges Instrument, 

dessen Ergebnisse stets Beachtung in 

den führenden Wirtschaftsmedien fin-

den. So sorgt der beim Führungskräf-

te Institut (FKI) angesiedelte und ge-

meinsam mit der ULA betreute Mana-

ger Monitor für eine öffentlichkeitswirk-

same Interessenvertretung. Zurzeit 

umfasst das Panel rund 1.000 Mitglie-

der – größtenteils angestellte Fach- und 

Führungskräfte der ULA-Mitgliedsver-

bände aus einer Vielzahl von Branchen 

der Privatwirtschaft. Um auch weiter-

hin eine starke Stimme zu haben, sind 

neue Mitglieder jederzeit willkommen. 

Auf www.manager-monitor.de er-

folgt die Anmeldung zum Panel einfach, 

bequem und jederzeit widerrufbar. 

Selbstverständlich werden alle Umfra-

gen anonymisiert ausgewertet.

Mut zur Meinung: Stimme 
der Führungskräfte

Um ihrer Verantwortung für die Mitarbeiter und das Unternehmen gerecht zu 
werden, müssen sich Führungskräfte den Anforderungen der sich stetig 
verändernden, modernen Wirtschaftswelt anpassen. Deshalb müssen Wissen und 
Know-how regelmäßig auf den neuesten Stand gebracht werden. Hierfür bietet 
das Führungskräfte Institut (FKI) vielfältige Weiterbildungsmöglichkeiten an. 
Die Anmeldung erfolgt online unter www.fki-online.de.

Was tun, wenn der Staatsanwalt kommt?

Heutzutage ist das Risiko strafrechtlicher Ermittlungen für Führungskräfte unterschied-
lichster Hierarchieebenen gestiegen. Rechtsanwalt und Versicherungsexperte Bernd 
Rininsland zeigt, was man tun kann, um sich und sein Unternehmen zu schützen.
Wann? Am 28. Oktober 2014.
Wo? In der FKI-Geschäftsstelle in Köln (Mohrenstraße 11 – 17, 50670 Köln).

Wie fördert man Innovationskultur in Unternehmen? Wie laufen Innovationsprozesse 
ab? Referentin Prof. Birgit Baum vermittelt die Grundlagen für richtiges Innovations-
management und bietet Raum zum Üben des nötigen Handwerkzeugs. 
Wann? Am 4. November 2014.
Wo? In der FKI-Geschäftsstelle in Köln (Mohrenstraße 11 – 17, 50670 Köln).

Innovationen erfolgreich managen

Grundlagen der betrieblichen Altersversorgung

Innerhalb des Arbeitsrechts ist die betriebliche Altersversorgung eines der komplexes-
ten Gebiete. In diesem Seminar vermittelt Rechtsanwalt Dr. Torsten Glinke einen Über-
blick über die wichtigsten rechtlichen Rahmenbedingungen und stellt die wesentlichen 
Themenschwerpunkte praxisorientiert und verständlich dar.
Wann? Am 6. November 2014.
Wo? In der FKI-Geschäftsstelle in Köln (Mohrenstraße 11 – 17, 50670 Köln).

Fo
to

: g
o

o
d

lu
z 

– 
Fo

to
lia



www.ula.de 11ULA Nachrichten Oktober 2014

In vielen Unternehmen werden Potenzialträger ausgewählt, um frühzeitig die aussichtsreichsten Mitarbeiter auf weiterführende 
Managementfunktionen vorzubereiten. Die Art und Weise, wie Teilnehmer für Potenzialkreise erkannt und benannt werden, ist 
oftmals von Vorgesetztenbeurteilungen oder anderen individuellen Entscheidungsträgern abhängig. Selten gibt es einheitliche 
Richtlinien. Wenn es sie gibt, werden sie nicht immer ernst genommen. Dies ist eine große organisationale Herausforderung.

Talentförderung in Unternehmen

Potenzialträger erkennen

Von Dr. Eric Wenzel

Wird bereits bei der Auswahl zu wenig Wert 
auf Einheitlichkeit im Prozess gelegt, ist die 
Gruppe der Geförderten unweigerlich zu di-
vers hinsichtlich des individuellen Potenzi-
als. Das ist deswegen problematisch, weil zu 
diesem Zeitpunkt die Führungskräfte von 
morgen ausgewählt werden. Wird zusätzlich 
nicht mithilfe valider Methoden vorausge-
wählt, kommt es mit großer Wahrscheinlich-
keit zu Fehlinvestitionen: Die wenigen Plät-
ze in Entwicklungsprogrammen für Poten-
zialträger werden nicht an die Vielverspre-
chendsten vergeben. Außerdem nutzen Füh-
rungskräfte ihre Zeit für zusätzliches Men-
toring nicht effektiv. Am Ende kostet es vor 
allem eines: Geld. Wie gestaltet man also Po-
tenzialerkennungsprozesse richtig?

Grundsätzlich sollte nicht nur die Vorgesetz-
tenbeurteilung eine Rolle spielen. Sie ist ein 
wichtiger Faktor, aber nur einer. Denn Poten-
zialaussagen von Führungskräften orientie-
ren sich häufig an der gezeigten Leistung, die 
nur bedingt mit künftigem Potenzial korre-
liert. In der Tat ist eine übermäßige Leis-
tungsorientierung oft sogar kontraproduktiv, 
da sie bei der späteren Übernahme von Füh-
rungsverantwortung das Ausbilden eines 
sinnvollen Delegationsverhaltens erschwert. 
Im Gegenteil zeigen solche Mitarbeiter spä-
ter oftmals die Neigung zum Mikromanage-
ment, einem klassischen Karrierestopper.

Hier gilt es für HR-Spezialisten, Entschei-
dungsprozesse mithilfe von Erkenntnissen 
aus der eignungsdiagnostischen Forschung 
zu unterstützen. Dazu muss man allerdings 
wissen, dass es in der Forschung keinen ein-
heitlichen Potenzialbegriff gibt. Dennoch 
gibt es Bereiche, bei denen Einigkeit herrscht. 
Zunächst sind die kognitiven Fähigkeiten zu 
nennen. Diese sind in zweierlei Hinsicht in-

teressant: zum einen, weil sie eine hohe Vor-
hersagekraft für künftigen Erfolg in komple-
xen Managementfunktionen haben, zum an-
deren, weil es eine klare Korrelation zwi-
schen mentalen Fähigkeiten und der Aufnah-
mefähigkeit im Rahmen von Weiterbildungs-
programmen gibt. Passende Leistungstests 
können hier mit wenig Ressourcenaufwand 
einen außerordentlichen Mehrwert leisten.

Jenseits der kognitiven Faktoren sind aber 
auch noch andere Aspekte wichtig. Emotio-
nale und soziale Intelligenz sind von großer 
Wichtigkeit bei der Übernahme zukünftiger 
Führungsrollen. Mit emotionalen Fähigkei-
ten sind zum Beispiel Selbstbewusstsein, 
Selbstbeherrschung und Optimismus ge-
meint. Soziale Fähigkeiten umfassen Orga-
nisationsverständnis, die Fähigkeit zur Be-
einflussung und Konfliktfähigkeit. Wesent-
lich ist in dieser Hinsicht also empathisches 
Verhalten, die Fähigkeit zum Umgang mit 
Rückschlägen sowie emotionale Kontrolle 
und positive Einflussnahme.

Darüber hinaus gibt es noch die growth fac-
tors, die den Unterschied zwischen der ge-
genwärtigen Leistung und dem langfristigen, 
zukünftigen Potenzial möglicherweise am 
besten illustrieren. Dazu zählt erstens die 
Lernbereitschaft, also der stete Wunsch, das 
eigene Wissen zu erweitern. Zweitens die Fä-
higkeit und das Interesse an Perspektivwech-
seln – dem Einnehmen immer wieder unter-
schiedlicher Sichtweisen. Drittens die Empa-
thie, also die Fähigkeit, sich in andere Men-
schen hineinversetzen zu können und ihre 
Motivlagen zu verstehen. Viertens die per-
sönliche Reife. Diese beschreibt die Fähig-
keit, Feedback und auch Rückschläge als 
Lernchancen zu begreifen. Sowohl die emo-
tionale und soziale Intelligenz als auch die 

growth factors lassen sich mithilfe von Fra-
gebögen leicht bemessen. Wie jede Verhal-
tenspräferenz sind auch die beschriebenen 
Faktoren zwar kultivierbar. Doch sind die Ef-
fekte von Potenzialfördermaßnahmen natür-
lich am größten, wenn man in genau diejeni-
gen investiert, die bereits frühzeitig vielver-
sprechende Verhaltensweisen zeigen.

Genau deswegen ist es wichtig, gleich bei der 
Auswahl von Potenzialträgern darauf zu ach-
ten, wen man in Zukunft weiter fördern 
möchte. Nur dann haben Entwicklungspro-
gramme und sogenannte stretch assignments 
eine optimale Wirkung. Und genau deswe-
gen ist es wichtig, sich in Potenzialerken-
nungsprozessen nicht nur auf eine Daten-
quelle zu verlassen, sondern auf mehrere – 
und zwar diejenigen, von denen man weiß, 
dass sie die höchste prognostische Validität 
bei der Bestimmung von Potenzialträgern 
haben. Leistungsbeurteilungen durch Vorge-
setzte sind in dieser Hinsicht als alleinige 
Entscheidungsgrundlage nicht ausreichend.

Management

Dr. Eric

 Wenzel

ist Principal und Head of Management 

Diagnostics für Deutschland, Öster-

reich und die Schweiz bei der Hay 

Group in Frankfurt am Main.
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mit Sicherheit
Karriere machen!

www.forum-f3.de

Kontakte  ·  exklusive Leistungen  ·  Wirksame interessenvertretung

Der Führungskräfteverband Forum F3 bietet Unterstützung in allen Karrierefragen, von exklusiven informa­
tionen aus Wirtschaft und Politik über einen qualifizierten juristischen Service und exzellenten Seminaren 
bis hin zu maßgeschneiderten Zusatzleistungen.

  Umfassender juristischer Service: Arbeitsrechtliche Beratung und Vertretung durch unsere erfahrenen 
Juristen – auch vorbeugend, bevor ein Problem auftritt oder ein rechtsstreit ansteht (im mitgliedsbeitrag 
enthalten)

  erfahrungs­ und informationsaustausch in unserem Netzwerk mit über 50.000 mitgliedern: Überregio­
nale Vortrags­ und Diskussionsveranstaltungen, Podiumsdiskussionen sowie Seminare

  Politisches Sprachrohr aller Führungskräfte: Wirksame interessenvertretung in Berlin und Brüssel

in Kooperation mit:


